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Mechtskraft des Urtheils im Adminiſſrativ-Proreſſe. 


Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Einen Adminiſtrativ⸗Proceßcoder, eine Adminiſtrativ⸗Proceßord⸗ 
nung beſitzen wir nicht, obwohl, wie kaum in einem anderen Staate, 
in Seſterreich die Streitfälle, welche wegen ihres Zuſammenhanges 
mit öffentlichen Einrichtungen oder zur Beförderung öffentlicher Se 
tereſſen der dijudteirlichen Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
angehören, mannigfach und zahlreich An. Berner gibt es Dei und 
ſehr viele Gteeitfälle, welche nach öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen zu 
Iöfen kommen, endlich haben wir ſelbſt eine Anzahl von Proeeſſen 
um das meum et tuum, bei denen wir die adminiſtrativen Be⸗ 
horden anrufen. Ja es entſtehen täglich neue Adminiſtrattvſtreit⸗ 
gattungen “). 

Die Quellen aus denen wir den Admtmiſtrativproceß ſchöpfen, 
find einige Gefege, dann Verordnungen, meiſt pro interno, und 
die Gepflogenheit. 

Die beiden letztgedachten Quellen kemit natürlich nur derſenige 
genau, welcher im ämllich praktiſchen Leben ſteht, und da kein Lehr 
buch über den Admtmiſtrativproceß eyfſtirt, iſt es dabin gekommen, 
daß das bezügliche Verfahren nicht ſelten hark angegriffen wurde, 
wenngleich wir, ohne eine oratio pro domo halten zu wollen, doch 
behaupten, daß der beſtehende Admmmiſtralivproceß nicht gar fo übel 
und felbſt nach manchen Sekten für den Civilproceß nachahmenswerth 
erſcheint. Im Volke tft der Adminiſtrativproceß fogar derart beliebt. 
daß er dem Givllproceſſe häufig vorgezogen wird. Freilich fällt hiebei 
der Umſtand, daß er jo wenig koſtſpielig ſich abwickelt, ind Gewicht. 

Der Verfaſſer dieſes Aufſaßez geht mit dem Plane um, ein 
Handbuch über den Adminiſtrativproceß zu ſchreiben, und bittet zu 


) Vgl Zeitſchrift für Verwaltung enn Jahre 1871, Nr. 17, Seile 68, 
On. 28, Seite 112. 


dem Ende die Redactfon der Zeitſchrift, ihm von Zeit zu Zeit einen 
kleinen Raum in derſelben zu gönnen, damit einige Skiſzen aus dem 
in Frage befangenen Gebiete der öffentlichen Beurtheilung und Cor⸗ 
rectur unterzogen werden können. 

Für dieſes Mal wird Einiges aus der Theorie über die Rechts⸗ 
kraft des Urtheils im Adminiſtratlpproceſſe vorgelegt. 

Den letzten Grund für die Regeln darüber üdet die Gepflo⸗ 
genheit. Das ift, ing Auge zu faſſen, wo innere Gründe nicht here 
vortreten oder ernleuchten werden. 

Dieſe Thatſache erfordert aber, dem eigentlichen Gegenſtande 
einige Worte über „Gepflogenheit“ voranzuſchicken. 

Uebung und Gewohnheit bilden eine Autorität für das Geübte. 
Wenn die Abminiſtrattpßehörden wiederholt und conſtant gleichförmig 
ein beſtimmtes Verfahren bet Behandlung abmintfteatinsrechtlicher 
Streitfragen beobachten, dann entſteht die Vermuthung, daß hier die 
gemeinſame Ueberzeugung zu Grunde liege, es muſſe fo verfahren 
werden. Wird von den Behörden eines ganzen Reiches und lange 
Zeit hindurch fo verfahren, bildet ſich ein fogenannter usus fori 
heraus, iſt beim Abmfniſtrativrichter und bei der Partei die Meinung 
obwaltend, daß, wie procebirt wird, nicht willkürlich, nicht aus Höf⸗ 
lichkeit oder Gefälligkeit, ſondern aus rechtlicher Ueberzeugung (opinione 
necessitatis) procebirt wird, dann haben wir bie Gepflogenhekt. 
Die Gepflogenheit tft, um fie kurz zu charaktertſtren, im Adminſſtra 
Hioproceffe das, was daz Gewohnheitsrecht im materiellen Rechte ift 

Gehen wir hiernach zur Sache. 

Unter gewiſſen Vorausſetzungen fol eine Entscheidung nicht 
weiter impugnirt werden können, ſondern die Parteien ſollen unbe⸗ 
dingt ſchuldig ſein, fich derſelben zu fügen. Die Rechtskraft, d. h. 
die Rechtswirkung, daß eine einmal in äußerlich rechtsgiltiger und 
nach den beſtehenden Proceßgeſetzen in endgiltiger Form ergangene 
Gntfcheibung eines Rechtsſtreites diefen ein für allemal unter den 
Parteien beendigt, iſt eine nothwendige Eigenſchaft jeder richterlichen 
Entscheidung. Denn das Weſen der richterlichen — oder bie Stelle 
einer ſolchen vertretenden — Entſcheidung iſt der Ausſpruch der hiezu 
verordneten jtantlichen Behörde darüber, was im einzelnen Fall Rech⸗ 
tens iſt, und als der Zweck derſelben ſteht da die Beendigung des 
Rechtsſtreites. Jenes Weſen würde vernichtet und dieſer Zweck ver⸗ 
eitelt werden, wenn es irgend einer Behörde zuſtände, eine einmal 
in rechtsgiltiger Weiſe ergangene Rechtgentſcheidung durch eine andere 
zu erſetzen, oder derſelben eine andere entgegenzubauen, und wenn es 
den Parteien freigelaffen wäre, den einmal beendeten Rechtsſtreit aufs 
Neue zu beginnen. 

Ein ürtheil kann auf doppelte Weiſe rechtskräftig werden, nänt⸗ 
lich durch den Willen der Parteien ſelbſt oder ohne ihren Willen 
kraft unmittelbarer gejeflhcher Vorſchriht. Erſteres tritt ein, men 
ausdrücklich auf den Gebrauch der Rechtsmittel Verzicht geleiffet 
worden iſt, wenn der Verurtheilte anfängt, dem Exkenntniſſe ſelbſt 
Folge zu leiſten oder um eine Friſt zur Folgeleiſtung nachfucht, endlich, 
wenn die gekränkte Partei die Frkſt zur Einbringung der Rechts⸗ 
mittel verſtreichen läßt. Nach unmittelbarer Vorſchrift tritt Rechts⸗ 
kraft ein, wenn bereits in letzter Inſtanz entſchieden ward. 


Dieſe Grundfätze müffen, weil aus dem Weſen der Rechtsent⸗ 
ſcheidung ſich ergebend, auf dem Gebiete ber Streitigkeiten des öffent 
lichen und adminiſtrativen Rechtes gerade ebenſo gelten, wie auf jenem 
der Streitigkeiten des eigentlichen Privatrechts. Auch hier gilt das⸗ 
jenige, waß einmal durch den Aueſpruch der znſtändigen Behörde für 
Recht erklärt ift, fo lange als ſolches, als nicht in den ſhatſächlichen 
Grundlagen desjelbei oder in der Geſetzgebung eine folche Aenderung 
eintritt, welche bewirkl, daß nicht mehr die nämliche Sache, wie bie 
früher entſchtedene, vorltegt“). 


Der Beweis für die Mahrhett des Vorſtehenden ſoll an einigen 


Adminiſtratipproceſſen erprobt werden 

Ein Pfarrer klagt vom Verlaſſeserben Stolgebühren ein, und 
fept unter Anderm anch eine Summe als taxa dafür an, daß beim 
Seelenamte zu Gunſten des Erblaſſers der Hoch⸗ und Hauptaltar 
schwarz bedeckt geweſen fei. Der Erbe macht in dem abgeführten 
Streite lediglich gegen die Höhe der Anſätze Einwendungen, und es 
findet endlich nach Maßgabe des Stolpatenteß vom 13. Derember 
1774 die Entſcheidung ſtatt, wobei der Verlaffeserbe dem Begehren 
entſprechend verurtheilt wird. Das Urtheit erfährt innerhalb der ge⸗ 
ſetzlichen Friſt keine Anfechtung. Bei der Execution aber macht der 
Verlafſezerbe geltend und gewiß, daß beim Seelenamte für den Erbe 
laſſer der Hochaltar gar nicht ſchwarz bedeckt geweſen, ſomit die For⸗ 
derung diesfalls nicht ſubſtanziürt ſe. Dieſes Vorbringen, wenn auch 
thatfächlich richtig, wird nicht mehr gehört, denn die Verlaſſeserben 
Vätten ſich, als ihnen die Klageeingabe dez Pfarrers mitgetheilt wurde, 
diesfalls äußern follen. Dadurch, daß fie eg nicht gethan, daß fie 
geſchwiegen haben, wo fie reden mußten und ſollten, haben fie den 
vom Pfarrer angegebenen Sachverhalt zugeſtanden, und res jndicata 
jus fecit inter partes. 

Ein allgemeines öffentliches Krankenhaus (reſp. der Landesaus⸗ 
ſchuß) klagt von dem Agcendenten eines im Krankenhauſe verpflegten 
Mittelloſen die Curkoſten ein. Die Bezirksbehörde erlennt den 
Aöcendenten ſchuldig, die begehrten und bezifferten Verpflegsgebühren 
zu zahlen. Der verurtheilte Ascendent recureirt nicht, ſondern nach 
Ablauf der Recurßfriſt weigert er die Zahlung und tritt mit der Be⸗ 
hauptung und dem Nachweile auf, daß fein Deöcenbent zur Zeit der 
Erkrankung und bes Eintrltts ins öffentliche allgemeine Krankenhaus 
Mitglied einer netten Genoſſenſchaft geweſen fer, deren Statuten 
beſtimmen, daß bet Erkrankung eines Genoſſen die Genoſſenſchaſtscaſſe 
die anlaufenden Verpflegskoſten berichtige. Dieſe Zahlungs weigerung 
findet keine proceffuale Beachtung, denn zwiſchen dem klagenden 
Krankenhauſe und dem geklagten Ascendenten wurde bereits enkſchieden, 
Recht geſprochen. Alles was die geklagte Partet während des häu⸗ 
genden Streitetz vorzubringen umterlaffen hat, iſt verfiumt. Verſäum⸗ 
niſſe werben nicht geſchenkt, Parteien müſſen vigilaut fein. Die ſtrek⸗ 
tige Frage über die Leiſtung der Verpflegskoſten iſt zwiſchen Kranken⸗ 
haus un dem Aöcenbenten abgethan, inter „ensdem“ partes eadem 
quaestio non revocatur. (Die andere Frage, ob nicht der Ascen⸗ 
dent an der Genoſſenſchaft ſich regrefftren könne, gehört nicht 

ieher.) 

” Ein Gemeindeinſaſſe hat während der Dauer einer Gemeinde⸗ 
jagb⸗Pachtperkode 200 Joch zuſammenhängenden Grundes und Bodens 
im Gemeinderayon erworben, und erhebt mit Rückſicht darauf die 
Jagderſcindirungsklage gegen die Gemeinde und den Jagdpächter (§ 5 
deß kaff, Patentes vom 7. März 1849). Die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft gibt dem Klagsbegehren ungeachtet der Widerrebe ber Gemeinde 
und det Jagdpächters ſtatt. Die Recursfriſt wird verabfäumt und 
die wirkliche Ausscheidung der Jagd durchgeführt. Nunmehr erſt 
ſchreiten Gemeinde und Jagdpächter ein und beantragen, daß bie 
Ausſcheidung rückgängig gemacht werde, weil nach den beſtehenden 
Präjudicien ) Niemand, geſchweige denn ein Gemeindeinſaſſe während 
der Dauer einer Jagdperiode zu exſeindiren berechtigt fei. Hier kann 
der Exſeindent mit Fug die Einrede der entſchiedenen Sache vor⸗ 
bringen, denn judex dixit, lex dixit und sententia judicis ver- 
hum legis. 

Ein Gewerhegehilfe klagt feinen Meiſter aus dem Dlenſtver⸗ 
hältniſſe ($ 102 bed Gewerbegeſeeßs vom 20. December 1859) und 
macht eine Lohnforderung von zwanzig Gulden geltend. Nach ge⸗ 


) Siehe Beitfehrift für adiſche Verwaltung und Rechlapflege Nr. S de 1871, 
ferner Bayer'd Cinilpenceh iiber Nechtälcaft 
J gl. Beitfcrift für Verwaltung, Jahrgang 1871, Nr. 22, Seite B. 
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ſchehener Verhandlung wird das Urtheil geſchöpft, und der Gehilfe mit 
der ganzen Lohuforderung abgewiefen. Der Gehilfe verzichtet zwar auf 
die Einlegung des Recurſes, ſtellt aber ſogleich wieder eine Klage 
gegen ſeinen Meiſter an, in welcher er ſagt, daß er ſich in der erſten 
Klage geirrt habe, daß nämlich ſeine Lohnforderung nur zehn Gulden, 
nicht zwanzig Gulden betrage, und reſtringirk demgemäß ſein Be⸗ 
gehren. Gegen dieſe neue Klage kann der Meiſter mit Erfolg die 
exceptio rei judicatae oppomiven, denn die fragliche Klage zielt auf 
etwaß (nämlich anf die Lohnforderung) ab, welches ſchon in dem ent⸗ 
ſchiedenen Streite in judicium deducirt war. Die Lohnforderung 
mar punetum litis, über fie iſt ihrer Ganzheit nach entfchteden, 
und dat Urtheil hat ſie als beſtehend nicht angenommen, es erſcheint 
demnach ungnläffig, einen Theil des Ganzen zu fordern, nachdem 
die Forderung auf das Ganze nicht zu Recht beſteht. 

Ein Pfarrer klagt gegen einen Grundbeſitzer auf Leiſtung der 
in Eiern und Schinken beſtehenden Naturalſammlungsgaben und führt 
als Nechtägrund an, daß der Geklagte eingepfarrt ſei. Dieſer thut 
dar, daß ſeine Realität niemals zur Kirche des Klägers eingepfarrt 
geweſen, auch jetzt nicht eingepfarrt ſei, und daß weder aus dem 
Grundbuche erhelle, noch ſouſt ein Titel beſtehe, wornach feine Re⸗ 
alität an den klagenden Pfarrer jemals und überhaupt Natural- oder 
ſonſtige Giebigkeiten zu präſtiren hahe. Der klagende Pfarrer wird 
aus den von dem Geklagten vorgebrachten Motiven abgewiefen. 
Darauf klagt der Pfarrer anderweitig gegen denſelben Grundbeſitzer 
und zwar auf Leiſtung des Predigkkorns, weil der Geklagte fein 
Pfarrkind ſei, und als ſolches Predigtkorn geben müſſe. Der Geklagte 
ſchügt die exceptio rei judicatae vor, und dieſe Einrede hat wirklich 
die pofitive Wirkung, daß die Klage zurückzuweiſen iſt, denn, wenn 
auch dieſelbe auf etwas Anderes gerichtet erſcheint, als auf das, was 
das erſte Mal in judieium deducirt war, jo muß die neue Klage doch 
als unbegründet angeſehen werden, ſobald man den Inhalt des frühern 
Urtheils, wornach der Geklagte kein Pfarrkind des Klägers iſt, als 
richtig anerkennt, 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob für Augenſcheinscommiſſionen nach $ 24 des Forſt⸗ 
110585 die Ane von Din als Einem a 
unbedingt nothmendig ſei. 


Ueber das Einſchreiten der Inſaſſen von M. um die Bewilli⸗ 
gung zur Bringung von 1200 Stück Sagſtocken aus dem ſogenannten 
Keſſel im Boden über den Waldgrund der Fidetcommißherrſchaft P. 
hat der k. k. Bezirkshauptmann von V. die Tagfahrt zur Vornahme 
deb commiſſionellen Augenſcheinz zur Conſtatirung der Nothwendig⸗ 
keit unter Zuziehung zweier Sachverſtändiger ausgeſchrieben und die⸗ 
ſelbe am 20. October 1870 in Anmefenheit der Parteien, jedoch 
lediglich unter Intervention eines einzigen Sachverſtändigen vorge⸗ 
nommen, nachdem der zweite im lezten Momente am Erſcheinen ver⸗ 
hindert wurde, und ein Erſatz für denſelben ohne Auſſchub der wegen 
vorgerückter Jahreszeit dringlichen Commiſſton nicht möglich war. 

Auf Grund des Ergebniſſes dieſer Augenſcheinscommiſfton und 
insbeſondere des unangefochtenen Gutachtens dieſes Einen Sachverſtäan⸗ 
digen entſchied der k. k. Bezirkshauptmann von V. unterm 25. Oetober 
1870, 3. 8166, daß die angeſuchte Bringung nothwendig und die 
Fidejeommmißherrſchaft DW gehalten fei, dieſelbe über ihren Wald⸗ 
grund und Holzrieſe unter beſtimmten vorgeſchriebenen Bedingungen 
geſchehen zu laſſen. 

Ueber den dagegen eingebrachten Recurtz der Fideicommißberr⸗ 
ſchaft P hob der Landespräſident von K unterm 13. December 1870, 
3. 9420 die Entſcheidung des Bezirkshauptmannes auf, und ertheilte 
dieſem den Auftrag, die Verhandlung zu reaſſumiren und eine neue 
Entſcheidung auf Grund eines neuen Befundes von mindeſtens zwei 
Sachverſtändigen zu fällen. Dieſe Entſcheidung war durch folgende 
Gründe motfvfrt: „F. 24 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 
beſtimmt, daß die politiſche Behörde eine Entſcheidung über bie 
Nothwendigkeit der Bringung von Holz über fremde Gründe „nach 
Vernehmung der Parteien und der Sachverſtändigen zu fällen 
hat.“ Dadurch, daß das Geſetz bei der Bezeichnung der Sachverſtän⸗ 


digen die vrelfache Zahl gebraucht, {ft es außer Zweifel, daß mindeſtens 
zwei Sachverſtändige bet den im § 24 des Forſtgeſetzen angeführten 
Verhandlungen zu interveniren haben“. 

Der Seitens der Bringungswerber nun gegen diefe Entſchei⸗ 
dung eingebrachte Recurs hatte die Wirkung daß das k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium mit Erlaß vom 17. April 1871, 3. 630 — 52 die in 
Recurz gezogene Eutſcheidung des Landespräſidenten aus den dafür 
geltend gemachten Motiven und im „Hinblicke auf das bei amtlichen 
Befunden von Sachverſtäudige überhaupt vorgeſchriebene Verfahren“ 
beſtätigte. 

Anmerkung des Ginfenberä: 

Die Auslegung, welche die Stelle des § 24 des Forſtgeſetzes 
„nach Vernehmung der Parteien und der Sachverſtändigen“ von 
Seite der Landesregierung gefunden, mag wohl dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche entſprechen, wird aber keineswegs den Regeln der 
juriſtiſchen Interpretatlon genügen. Die Sprache des Geſetzes muß 
ſcharf und beſtimmt fein, und jede Möglichkert des Gegentheild aus⸗ 
Schließen. Durch den einfachen Gebrauch der vielfachen Zahl ift im 
vorliegenden Falle die Möglichkeit der Zuzlehung Eines Sachyverſtän⸗ 
digen noch ebenſowenfg ausgeſchloſſen, als der Gebrauch des Singu⸗ 
lars es ausſchließen würde, im einzelnen Falle je nach Nothwendig⸗ 
keit auch mehrere Sachverſtändige beizuziehen. Hätte das Geſetz ab⸗ 
ſolut die Zuziehung nur Eines Sachverſtändigen ausſchließen gewollt, 
und nicht vielmehr es dem Ermeſſen der Behörde anheimſtellen 
wollen wie viele fie nach Beſchaffenhelt des Falles als nothwendig 
erachtet, jo würde es ficher die beſtimmte und zweifelloſe Faſſung er⸗ 
halten haben: nach Vernehmung der Parteien und unter Zuziehung 
„von mindeſtens zwei Sachverſtändigen“. 

Auch der Hinweis auf das bei amtlichen Befunden von Sach⸗ 
verſtändigen überhaupt vorgeſchriebene Verfahren, mit welchem bad 
J. k. Ackerbauminiſterinm die Gründe der zweitinſtanzlichen Entſchei⸗ 
dung ergänzt hat, ſcheint nicht ganz paſſend zu ſein. Denn allgemeine 
politiſche Vorſchriften über ein Derariiged Verfahren gibt es nicht; es 
kann daher hier lediglich nur die Vorſchrift des XVII. Capitels der 
allgemeinen Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781: „Vom Beweiſe 
durch Kunſtverſtändige“ gemeint fein. Abgeſehen nun von dem Um⸗ 
ſtande, daß der zur Entſcheidung gebrachte Fall eine andere Erhebung 
erfordert, als jene Thatfachen, für welche der Bewels durch Kunſtver⸗ 
ſtändige eintritt, gilt bie angezogene Vorſchrift der Gerichtsordnung 
auch nut für das Verfahren vor dem Civilrichter, und exiſtirt nirgends 
eine geſezliche Beſtimmung, welche die Anwendung derſelben auch für 
das Verfahren bei politiſchen Wa ne d zur Pflicht 
machen würde. Wo die Beſchaffenheit des einzelnen Falles deren Ans 
wendung möglich macht, kann fie per anglogiam zur Geltung gelangen. 
muß es aber nicht. (Siehe übrigens auch die Entſcheidung des k. k. 
Miniſterg des Innern in Nummer 41, Jahrgang 1870, S. 162 
dieſer Zeitihrift, in welcher die hier vom Einſender vertretene An⸗ 
ſicht in beſtimmter Weiſe ihren Ausdruck gefunden hat.) 

Dr. V. P. 


Die Nichtannahme der Wahl zu einer Stelle im wemeindevorſtande 
Gum Gemeindevorſteher) Bleibt auch dann bußfällig, wenn der bie 
Annahme Verweigernde die Wahl zu einer andern Stelle (zum Ge⸗ 
meinderathe) im Gemeindevorſtande annimmt. 
Die Geldbuße wegen Nichtannahme eines Gemeindeamtes kann 
jederzeit verhängt werden. 

Bei den im Jahre 1870 ftattgefunbenen Gemeindewahlen in 
N. iſt der Kaufmann Franz P. vom erſten Wahlkörper in den Ge⸗ 
meindeausſchuß, hierauf aber bei der Vornahme der Gemeindevor⸗ 
ſtandswahl mit 8 unter 12 Stimmen als Gemeindevorſteher gewählt 
worden. P. erklarte jedoch die letztere auf ihn gefallene Wahl nicht 
anzunehmen und die detzhalb von dem Ausfchuße zu beſtimmende 
Geldbuße zu erlegen, worauf nun in der engeren Wahl ein anderes 
Ausſchußmitglied nämlich Markin R. zum Vorſteher gewählt wurde. 
Unmittelbar darnach fand die Wahl der zwei Gemernderäthe ſtatt und 
es wurde hiebei im zweiten Serutinium abermals Franz P. mit acht 
Stimmen zum Gemeinderathe gewählt. P. lehnte dieſe Wahl nicht ab 
und übte fofort nach Conſtituirung der neuen Gemeindevertretung die 
Functtonen eines erfteu Gemeinderathes aus, nachdem am 19. Sep⸗ 
tember 1870 die geſetzliche Angelobung ſtattgefunden hatte. 

Etſt am 18. October 1870, nachdem ſchon zwei Ausſchuß⸗ 
figungen voraugegangen waren, beſchloß der neue Ausſchuß in Folge 
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einer ſchriftlichen Eingabe des früheren Bürgermeiſters D. den P. 
wegen Ablehnung der Wahl zum Gemeindevorſteher mit einer Geld⸗ 
buße zu belegen deren Betrag mit abſoluter Stimmenmehrheit auf 
40 fl. feſtgeſeßt worden ist. ($ 20 der Gemeindeordnung für Salze 
burg vom Jahre 1864.) ) 

P. recurrixte dagegen an die Bezirkshauptmannſchaft S. und 
heſtritt feine Zahlungspflicht damit, daß er die Wahl in den Gemein⸗ 
devorſtand nicht abgelehnt habe, indem er factiſch Gemeinderath ſei 
und daß die Gemeindevertretung nur dann zur Verfügung der Geld⸗ 
buße berechtigt geweſen wäre, wenn fie dies unmittelbar nach der Ab⸗ 
lehnung gethan hätte. 

Der Gemeindeausſchuß ſprach ſich aber in der Sitzung vom 5, 
November für Aufrechthallung feines Erkenntnſſſes und der Gemeinde⸗ 
vorſteher dahin aus, daß keine Geſetzesſtelle exiſtire, wornach ein Auz⸗ 
ſchußmitglied, welches die Wahl zum Vorfteher ablehnt, nicht zum Ge⸗ 
meinderathe gewählt werden könne, daß durch die Ablehnung der Wahl 
zum Vorſteher der Fall der Geldbuße bereits gegeben war und daß 
das Geſetz nicht vorſchretbe, daß die Verhängung der Geldbuße ſogleich 
geſchehen müſſe. Man habe übrigens dieſe Geldbuße ohnehin mit 
Rückſicht darauf, daß P wenigſtens die Wahl zum Gemeinderathe 
annahm, mit nur 40 fl. beftinmt. 

Der Bezirkshauptmann gab dem Recurſe des P. Folge und hob 
daß Erkenntniß dez Gemeindeausſchuſſes auf. Die Motive dieſer Ent⸗ 
ſcheidung find: „Nach § 20 der Gemeindeordnung ſei Jedermann 
verpflichtet die Wahl zum Ausſchuß⸗ oder Erſagmann oder zum Mit⸗ 
gliede des Gemeindevorſtandes anzunehmen. Diefer Verpflichtung ſet 
P nachgekommen; denn er habe die Wahl zum Aueſchuſſe und zum 
Mitgliede des Vorſtandes, nämlich zum erſten Gemeinderathe ange⸗ 
nommen, Durch die Ablehnung der Wahl zum Porſteher jet P. wohl 
der Geldbuße verfallen, und wenn der Ansſchuß ihn damaltz zur Geld. 
buße verfällt hätte, fo wäre er verpflichtet geweſen fie zu erlegen. P. 
hätte aber dann zugleich das Recht gehabt, die Wahl zum Gemeinde⸗ 
rathe abzulehnen. Nachdem aber auf eine Geldſtrafe nicht erkannt 
wurde, als P ſtraffällig war, fo konnte dieſes Verſäumniß nicht zu 
einer Zelt nachgeholt werden, wo P ſeiuer Verpflichtung bereits nach⸗ 
gekommen war.“ 

Die Landetzregierung theilte dieſe Anſicht nicht, ſondern fepte 
über den Recurts der Gemeinde N. das Erkenntniß dez Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes wieder in Kraft; die Entſcheidung der Landesregierung 
ſtüͤßte ſich auf folgende N „Es könne nach der Inten⸗ 
tion des & 20 der Gemeindeordnung nicht dem Belieben eines Ge⸗ 
meindemitgliedes überlaſſen werden, die eine Stelle im Gemeindevor⸗ 
ſtande anzunehmen, die andere nicht, und es ſei das Recht zur Auf⸗ 
erlegung der Geldbuße feitens des Ausſchuſſeg nicht auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit beschränkt, weßhalb der bezügliche Beſchluß des Aus⸗ 
ſchuſſet als geſetzlich anerkannt werden müſſe.“ 

Im Minifterfalrecurſe machte Franz P. geltend, daß er durch 
die Annahme der Wahl in den Ausſchuß und in den Gemeindevor⸗ 
ſtand feiner Pflicht vollkommen nachgekommen jet; wenn die Geldbuße 
ihm geſetzlich auferlegt werden köunte, müßte der $ 20 der Gemeinde 
ordnung lauten: „Wer was immer für eine Wahl — — ab⸗ 
lehnt“. Der §. 20 ſage aber nur: „Die Wahl zum Autzſchußmanne 
oder zum Mitgliede des Gemeindevorſtandes“ und dieſer Verpflichtung 
habe er entſprochen. Die recurrirte Entſcheidung verftoße auch gegen 
die Billigkeit; denn wenn der Ausſchuß ihn gleich nach der Ableh⸗ 
nung der Wahl mit der Geldbuße belegt hätte, ſo würde er auch die 
Wahl zum Gemeinderatbe nicht angenommen haben. Da Erſteres un⸗ 
terblieb, habe er ſich bereit erflärt, eine Gemeinderathsſtelle anzunehmen; 
er leiſte auch factiſch als Gemeindergth Dienſte, jet alſo activ und 
könne daher nicht gleichzeitig als paſſtv beſtraft werden. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 6. 
Mai 1861, 8. 4980 das Erkenntniß der Landeßzregierung aus deſſen 
Gründen beſtätiget. 5 


*) Die hier in Frage kommenden Stellen des $ 20 der Gemein keorbnung für 
Salzbnrg lauten: 

„Jedes wählbare und orpnungsmäßig gewählte Gemeinbeglieb ift verbflichtet, 
die Wahl zum Ausschuß oder Erſaßmanne oder zum Milglled des Gemeinbennr« 
ftanded anzunehmen. 

Ber ae einen (gefeplichen) Entſchuldigungegrund bie Mahl enzunchmen 
ober ras angenommene Ant fortzuführen bevipeigert, verfällt in eine Geldbuße, welche 
der Gemeinde- Ausschuß bis 100 fl. bemeſſen kann “ 
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Charakter eines Minſſterlalenthes tapfrei verliehen. 
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Der Reichskanzler bat die abſelolrten Stiftlinge der E. und 1 orlenfaliſchen 
Akabemte pelueich Holzinger, Victor Frelherrn v. Schweiger und Hugo 
Kulſchera zu Conſulareleven ernannt, 

Der Handelsminiſter hat die Poftdirecliongconeſpiſten in Prag Joſepßz 
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Erledigungen. 


iptoraftelle an der Univerfltäld,Bibltothet in Graz mit 600 fl. Jahresge⸗ 
halt, big 15. September, (Amtebl. Nr. 207.) 

Bezizköfecretonoftelle bet der Bezirkahauptmannſchaft in Bielitz, eventuell bei 
einer anderen Bezirkohauptmanaſchaft mit 700 fl. oder 600 fl. Gehalt, bis 10. Sep⸗ 
tember. (Amtsbl. Nr. 207.) 

Vorftanbaftele am EL. Ne Amte in Pola in der Ablheſtung 
„Sterwwarte“ mit 2000 fl. Gehalt, Realvra wohnung ober Quarkiergeld, bis 
Ende September. (Umtubl, Rr 208.) 

Sinongeoneipiftenftele in Nieber-Defterreich nit 700 fl. Gehalt, und im Falle 
der Berwenbung in Wien nıit 200 fl. Duacklergelb, bis 20. September (Amköbl. 
Nr 208.) 

Proklicanteaſtelle beim Rechnungsdeparlement der Ranbedtegierung für die Bu⸗ 
towina ncit 200 fl. Adfutum bis 20. September (Amtebl. Nr 209.) 

Rechnungsrathsſtelſe beim Rechnungsdepactement der kärnt. Landesregierung 
mit 1600 fl. Geholt, eventuell eine Rehnungsofficiatäftelle HI. El. mit 800 fl. Ge: 
halt, Bid 12. September (Amtabl. Nr. 209.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Krain mit 600 fl Gehalt, bis 10, September. (Amts. 
blatt Nr. 210.) 

Pochwerkg⸗Inſpectoriſtelle bet der Hauphwerkeverwaltung in Pribranı mit 
1200 ff. Gehalt und 120 fl. QAuartlergeld, bis Ende September. (Untshl. Rr 210.) 
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Prouſſoriſche Gonetpiftenftelle bei ber Handels. und Gewerbekawmer in Wien 
mit vorderhand 800 fl. Jahresgehalt und 200 fl. Quartlergeld. (Amtsbl. Nr 211.) 


der Jahrgang 1870 ber Zeitſchrift 
für Verwaltung fammt Index iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Admintſtration des Blattes zu 
beziehen. 
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